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WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

Neue Technologien und das System 
der sozialen Sicherung
Horst'sanmann, Hamburg*

'■y

In der ausgedehnten Debatte zurTechnologiefoigenabschätzung, die sich im Zusammenhang mit Einsatz 
und Ausbreitung der sogenannten neuen Technologien entwickelt hat, sind deren Wirkungen auf das Sy­
stem der sozialen Sicherung bislang nicht explizit erörtert worden. Professor Horst Sanmann analysiert die 
Zusammenhänge.

Unter dem Begriff der neuen Technologien werden 
hier alle jene technischen Verfahren zusammenge­

faßt, die auf der Anwendung der Mikroelektronik beru­
hen, mögen sie nun-, verkörpert in neuen Investitionsgü­
tern, zu Prozeßinnovationen oder, verkörpert in neuen 
Konsumgütern, zu Produktinnovationen führen oder ge­
führt haben'. Unter dem System der sozialen Sicherung 
sind hier alle gesetzlich geregelten Einrichtungen und 
Verfahren zu verstehen, deren zentraler Zweck es ist, 
die in ihrer Lebensführung auf Arbeitseinkommen ange­
wiesenen Menschen dann vor wirtschaftlicher Not zu 
bewahren, wenn infolge Arbeitslosigkeit, Krankheit, Un­
falls, Invalidität, Alters oder Todes des Ernährers das Ar­
beitseinkommen vorübergehend oder dauernd wegfällt 
oder besonders belastet wird.

Das soziale Sicherungssystem

Solche Sicherungssysteme sind von Staat zu Staat 
sehr unterschiedlich ausgestaltet; wir beschränken uns 
auf die Verhältnisse in der Bundesrepublik Deutschland. 
Dabei lassen wir dann noch jenes Teilsystem sozialer Si­
cherung ganz außer Betracht, das einfach auf steuerfi­
nanzierter Gewährung von Staatsleistungen beruht 
(Beispiel: Beamtenversorgung), und konzentrieren uns 
ganz auf das andere und, nach der Zahl der erfaßten 
Menschen, um ein Vielfaches größere und entspre­
chend auch wichtigere Teilsystem, die Sozialversiche­
rung; denn nur in diesem Bereich der sozialen Siche­

Prof. Dr. Horst Sanmann, 59, vertritt das Fach 
Voll<swirtschaftslehre, insbesondere Wirtschafts­
politik, an der Universität der Bundeswehr in Ham­
burg.

rung können spezifische Probleme auftreten, die unsere 
eingangs gestellte Frage überhaupt sinnvoll erscheinen 
lassen.

Institutionell betrachtet^, handelt es sich bei der So­
zialversicherung um

□  die Arbeitslosenversicherung (getragen von der Bun­
desanstalt für Arbeit),

□  die soziale Krankenversicherung (getragen von rund 
1250 sogenannten gesetzlichen Krankenkassen und 
einigen Ersatzkassen),

□  die soziale Unfallversicherung (getragen von 54 Be­
rufsgenossenschafen hauptsächlich für den Bereich 
der Privatwirtschaft und diversen Versicherungs- oder 
Sicherungseinrichtungen für den Bereich der öffentli­
chen Hand),

□  die soziale Rentenversicherung (getragen von 18 
Landesversicherungsanstalten der Arbeiterrentenversi­
cherung, der Bundesversicherungsanstalt für Ange­
stellte, der Knappschaftlichen Rentenversicherung und 
einigen kleinen Versicherungen mit spezifischer Klien­
tel).

Sieht man von wenigen besonderen, hier nicht weiter 
interessierenden Einrichtungen der sozialen Unfallver­
sicherung für den Bereich der öffentlichen Hand ab, so 
sind alle diese Institutionen, schon ihre Namen sagen 
es, Versicherungen. Als solche haben sie Mitglieder, er­
heben sie Mitgliedsbeiträge und gewähren sie im Versi­
cherungsfall Leistungen, dieses alles jedoch nach

630

■ Leicht veränderte Fassung eines Beitrags zu dem Buch „Neue Tech­
nologien, Arbeitsmarkt und berufliche Qualifikation" von Hellmut 
L a m s z u s  und Horst S a n m a n n  (Hrsg.), das demnächst als 
Band 46 der von Egon Tuchtfeldt herausgegebenen Reihe „Beiträge zur 
W irtschaftspolitik" im Verlag Paul Haupt, Bern, erscheinen wird.
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WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

durchaus anderen Prinzipien und Regeln, als private 
Versicherungen es tun oder, gäbe es sie, tun würden. 
Und es sind gerade diese Unterschiede, die „das So­
ziale" an den Sozialversicherungen ausmachen -  und 
die zu den Problemen führen oder führen können, von 
denen hier die Rede sein soll.

Merkmale der Sozialversicherungen

Alle Sozialversicherungszweige zusammengefaßt, 
geht es bei diesen spezifisch sozialen t^erkmalen der 
Sozialversicherungen, grob skizziert, um folgendes;

□  Mitglieder s\n6 in der Regel und überwiegend dieje­
nigen abhängigen Erwerbspersonen, die Arbeitnehmer 
(Angestellte oder Arbeiter) sind, also Bezieher von Ar­
beitseinkommen, die als solche, anders als die Beam­
ten, keine anderen Sicherungen haben. In der Unfallver­
sicherung sind (Vlitglieder die Arbeitgeber, bei denen die 
zu sichernden Arbeitnehmer beschäftigt sind. In der 
Kranken- und in der Rentenversicherung gibt es auch 
Selbständige als Mitglieder. In der Krankenversiche­
rung sind außerdem die meisten Rentner Mitglieder.

Im Prinzip herrscht Zwangsmitgliedschaft, entweder 
unbegrenzt oder bis zu einer bestimmten Einkommens­
höhe (Versicherungspflichtgrenze). Daneben gibt es in 
der Kranken- und in der Rentenversicherung freiwillige 
Weiterversicherung und/oder freiwilligen Beitritt.

□  Die Beiträge werden in aller Regel nach einem für 
alle Versicherten, überhaupt oder innerhalb einer be­
stimmten Versichertengruppe, einheitlichen Prozent­
satz vom Bruttoarbeitsentgelt, im Falle Nichterwerbstä­
tiger von deren Lohnersatzeinkommen, z. B. der Alters­
rente oder dem Arbeitslosengeld, berechnet, wobei mei­
stens Einkommensteile jenseits einer bestimmten Ober­
grenze (Beitragsbemessungsgrenze) beitragsfrei blei­
ben. So staffeln sich mit der einzigen Ausnahme der Un­
fallversicherung, wo die Beitragssätze zusätzlich nach 
Betriebsgefahrklassen differenziert sind, die Beiträge in 
ihrer Höhe ausschließlich nach der Höhe der beitrags­
pflichtigen Einkommen, also nicht nach unterschiedli­
chen Risiken. In der Krankenversicherung wird das be­
sonders deutlich; dort sind die gegenüber dem Mitglied 
unterhaltsberechtigten Familienangehörigen beitrags­
frei mitversichert.

□  Die Leistungen sind nirgendwo mit der Beitragshöhe 
korreliert, sondern bemessen sich

' Die hier vorgenommene Beschränkung des Ausdrucks neue Techno­
logien auf den Bereich der Mikroelektronik entspricht wohl dem herr­
schenden, jedoch im ganzen uneinheitlichen Sprachgebrauch. Vgl. D. 
B u Mi n g e r : Die Neuen Technologien, Entwicklungsstand, Perspek­
tiven, voraussehbare Auswirkungen, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, 
B, 4/85,26.1.1985, S, 47 H.

 ̂ Vgl, zum folgenden H, L a m p e r t :  Lehrbuch der Sozialpolitik, Hei­
delberg u. a, 1985, S, 150-186.
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-  in der Arbeitslosenversicherung nach den zurückge­
legten Beitragszeiten und der Höhe des letzten Nettoar­
beitsentgelts,
-  in der Kranken- und in der Unfallversicherung bei me­
dizinischen und Rehabilitationsleistungen, auch im 
Falle beitragslos Mitversicherter, nach dem Bedarf, bei 
Lohnersatzleistungen nach der Höhe des letzten Netto- 
arbeifsenfgelts,
-  in der Rentenversicherung nach den zurückgelegten 
Beitragszeiten, den anrechnungsfähigen beitragslosen 
Zeiten und der relativen Einkommensposition des Rent­
ners während seines gesamten Arbeitslebens.

Aus alledem wird erkennbar, daß die Sozialversiche­
rungen auf eine ihnen eigentümliche und sie von priva­
ten Versicherungen charakteristisch unterscheidende 
Weise eng und direkt mit dem Arbeitsleben verbunden 
sind. Es ist dieser Zusammenhang, auf den wir unser 
Augenmerk richten müssen, wenn wir den Wirkungen 
der neuen Technologien auf das System der sozialen Si­
cherung nachspüren wollen. Dabei ist von folgenden 
Zusammenhängen auszugehen.

Die Einnahmenseite

Die gesamten Einnahmen (E) pro Periode jedes der 
beschriebenen Sozialversicherungszweige setzen 
sich, geringfügige Einnahmen aus systeminternen Ver­
rechnungen außer acht gelassen, aus Beitragseinnah­
men (B), staatlichen Zuwendungen (Z) und Sonstigen 
Einnahmen (S) zusammen:

(1)E = B + Z + S

Dabei dominieren allenthalben die Beitragseinnah­
men. 1985 entfielen auf sie bei der Arbeitsförderung, zu 
dem die Arbeitslosenversicherung gehört, 73,9% der 
Gesamteinnahmen; bei der Krankenversicherung wa­
ren es 95,2%, bei der Unfallversicherung 85,7% und 
beim Allgemeinen Rentenversicherungssystem, zu 
dem die Rentenversicherungen der Arbeiter und der An­
gestellten sowie die Knappschaftliche Rentenversiche­
rung gehören, 79,6% der jeweiligen Gesamteinnah­
men. Die Staatszuwendungen beliefen sich auf 24,9, 
1,6, 6,6 und 19,6% und die Sonstigen Einnahmen wa­
ren mit 1,1, 2,1, 7,6 und 0,6% fast überall ganz unbedeu­
tend^.

Die Beitragseinnahmen (B) als überragend wichtige 
Säule des Systems lassen sich untergliedern in Einnah­
men aus Pflichtversicherung von Arbeitnehmern 
(Bp^fg), aus Pflichtversicherung von Selbständigen 
(Bp5 ), aus Pflichtversicherung von Nichterwerbstäti-

 ̂ Quelle: Materialband zum Sozialbudget 1986: hrsg. v. Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung, Bonn 1986, Tabellen 111-105, 111-103, III- 
104,111-101.
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gen (Bpf^j) und freiwilliger Versicherung beliebiger Per­
sonen

(2) B = BPAN + Bps + BpN + BFrw
Unter diesen Kategorien von Beitragseinnahmen ha­

ben die Einnahmen aus der Pflichtversicherung von Ar­
beitnehmern das bei weitem stärkste Gewicht; 1985 be­
liefen sie sich bei der Arbeitsförderung auf 98,7%, bei 
der Krankenversicherung auf 70,0%, bei der Unfallver­
sicherung auf 86,9 % und beim Allgemeinen Rentenver­
sicherungssystem auf 94,0% der jeweiligen Beitrags- 
einnahmen“. Definieren läßt sich diese Einnahmekate­
gorie als mathematisches Produkt aus dem beitrags­
pflichtigen Anteil (a) der gesamtwirtschaftlichen Brutto­
lohn- und Gehaltssumme (BLG) und dem Beitragssatz 
(b):

(3) BpAN = (a-BLG) b

Dividiert man den Klammerausdruck durch den versi­
cherungspflichtigen Anteil (c) der Gesamtzahl der Ar­
beitnehmer (AN), dann läßt sich die Beziehung (3) um­
formen in

(3a) BpAN = [{a-DL)-(c-AN)]-b

mit der Aussage, daß die Beitragseinnahmen aus der 
Pflichtversicherung von Arbeitnehmern (Bp^|vj) sich er­
geben aus dem beitragspflichtigen Anteil (a) des durch­
schnittlichen Bruttolohns und -gehalts -  abgekürzt: des 
Durchschnittslohns (DL) - , multipliziert mit der Anzahl 
der versicherungspflichtigen beschäftigten Arbeitneh­
mer (c-AN), multipliziert mit dem Beitragssatz (b). Dabei 
läßt sich der Durchschnittslohn (DL) als mathemati­
sches Produkt aus durchschnittlichem Stundenlohnsatz 
(I) und durchschnittlicher Arbeitszeit pro Beschäftigten 
(z) auffassen, so daß (3a) übergeht in

(3b) BpAN = [(a-l z)-(c-AN)]-b

Die Ausgabenseite

Auf der Ausgabenseite lassen sich die Gesamtausga­
ben (A), ebenfalls unter Vernachlässigung der geringfü­
gigen Verrechnungen, in die Leistungsausgaben (L) 
und die Verwaltungsausgaben (V) aufgliedern:

(4) A = L + V

Dabei lassen sich die Leistungsausgaben (L) in das 
mathematische Produkt aus durchschnittlicher Lei­
stungsausgabe (DLA) und Zahl der Leistungsempfän­
ger (LE) zerlegen, wodurch (4) übergeht in

(4a) A =  (DLA-LE) + V 

mit
(4b) L = DLA-LE

■' Quelle: siehe Anm. 3,

Schließlich gilt, da die Sozialversicherungsinstitutio­
nen nach dem Umlageverfahren arbeiten müssen, also 
grundsätzlich ihre jährlichen Ausgaben durch Einnah­
men im gleichen Jahr zu decken haben, die perioden­
weise Übereinstimmung der Einnahmen mit den Ausga­
ben als Gleichgewichtsbedingung:

(5) E = A

was sich nach den vorangegangenen Aufgliederungen 
auch so schreiben läßt:

(5a) [(a lz )(cA N )-b ]+ B p 5 -i-Bp[^+Bppj^-l-Z-fS = 
(DLALE)-fV

Nunmehr läßt sich die Fragestellung, die diesem Bei­
trag zugrunde liegt, für die weitere Analyse hinreichend 
genau zuspitzen.

Gewicht der Komponenten

Wie eingangs schon festgestellt, kann von spezifi­
schen, gesondert faßbaren Wirkungen der neuen Tech­
nologien auf das System der sozialen Sicherung nur mit 
Blick auf dessen überragend wichtigen Teilbereich, die 
Sozialversicherung, die Rede sein. Solche Wirkungen, 
wenn es sie denn gibt oder geben könnte, würden sich 
natürlich in den Haushalten der Sozialversicherungsin­
stitutionen niederschlagen; sie würden diese Haus­
halte, anders ausgedrückt, cet. par. aus dem Gleichge­
wicht bringen. Die Komponenten dieser Haushalte be­
schreibt die Gleichung (5a).

Diese Komponenten sind für unsere Fragestellung 
nicht von gleicher Wichtigkeit. Einerseits gibt es solche, 
die (ziemlich) unmittelbar auf Einsatz und Ausbreitung 
der neuen Technologien reagieren (können), und ande­
rerseits gibt es jene, bei denen dies nicht der Fall ist. Au­
ßerdem lassen sich, zumTeilquerzu dieser Zweiteilung, 
Komponenten von großer und solche von kleiner quanti­
tativer Bedeutung für die Haushalte voneinander unter­
scheiden. Von besonderem Interesse sind hier natürlich 
nur die Komponenten mit (ziemlich) unmittelbarer Reak­
tion und zugleich großem Gewicht im Rahmen der 
Haushalte. Daher sollen alle übrigen Komponenten aus 
der weiteren Untersuchung ausscheiden. Dabei handelt 
es sich um

□  die Sonstigen Einnahmen S (keine unmittelbare Re­
aktion erkennbar, quantitativ meist unbedeutend),

C den Staatszuschuß Z (keine unmittelbare Reaktion, 
sondern exogen bestimmte Größe, dabei quantitativ 
zum Teil -  Arbeitsförderung, Rentenversicherung -  
durchaus bedeutsam),

□  die Beitragseinnahmen aus freiwilliger Versicherung 
Bprw (keine unmittelbare Reaktion erkennbar, quantita­
tiv unbedeutend).

632 WIRTSCHAFTSDIENST 1986/XII
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□ die Beitragseinnahmen aus Pflichtversicherung 
Nichterwerbstätiger Bp|sg (generell keine unmittelbare 
Reaktion, dabei quantitativ zum Teil -  Krankenversiche­
rung der Rentner und der Studenten -  durchaus bedeut­
sam),
□  die Beitragseinnahmen aus Pflichtversicherung 
Selbständiger Bpg (unmittelbare Reaktion nicht auszu­
schließen, aber quantitativ unbedeutend),
□  die Verwaltungsausgaben V (zwar existiert eine un­
mittelbare Reaktion -  Computereinsatz in der Verwal­
tung aber quantitativ unbedeutend).

Somit verbleiben als für die weiteren Überlegungen 
wichtig auf der Einnahmenseite nur die Beitragseinnah­
men aus der Pflichtversicherung von Arbeitnehmern

(3b) BpAN = [(a l-z) (c AN)] b 
und auf der Ausgabenseite nur die Leistungsausgaben

(4b) L = DLA-LE

Da die Beitragsbemessungs- und die Versicherungs­
pflichtgrenzen dynamisiert sind, d. h. sich mit steigen­
dem (sinkendem) Durchschnittslohn (l-z) nach oben 
(unten) verschieben, mag es angängig sein, die Koeffi- 
zenten a und c, jedenfalls vorerst, als Konstanten aufzu­
fassen. Als Konstante hat auch der Beitragssatz b zu 
gelten; denn nicht die neuen Technologien führen gege­
benenfalls zur politischen bzw. geschäftspolitischen 
Entscheidung, ihn zu ändern, sondern allenfalls von 
den neuen Technologien bewirkte Ungleichgewichte in 
den Haushalten, die auf dem Wege über Änderungen 
der übrigen Bestimmungsfaktoren der Beitragseinnah­
men und/oder der Leistungsausgaben zustande ge­
kommen sind. Also ist auf diese Faktoren die Aufmerk­
samkeit zu richten.

Entwicklung der Beltragseinnahmen

Wenden wir uns zunächst den Beitragseinnahmen 
zu, so ist ganz generell festzustellen, daß diese infolge 
des Einsatzes und der Ausbreitung der neuen Technolo­
gien entweder steigen oder gleichbleiben oder sinken 
können. Die beiden erstgenannten Fälle wären für die 
Sozialversicherungen unproblematisch.

Problematisch wären allein sinkende Beitragseinnah­
men. Diese können sich, wie Gleichung (3b) erkennen 
läßt', aus sinkendem durchschnittlichen Stundenlohn­
satz oder aus sinkender durchschnittlicher Arbeitszeit 
pro Beschäftigtem oder aus sinkender Beschäftigten­
zahl oder aus Kombinationen dieser Faktoren ergeben. 
Dabei kann das Sinken des Lohnsatzes als irreal außer

 ̂ Hier, aus der Perspektive der Sozialversicherung und ihrer Beitrags­
einnahmen, bekommt der bekannte Slogan „Arbeitszeitverkürzung bei 
vollem Lohnausgleich“ seinen guten Sinn -  gewiß plausibler als der von 
den Gewerkschaften propagierte Zusammenhang von Arbeitszeitver­
kürzung und Beschäftigungssteigerung, der die Kostensteigerung durch 
den Lohnausgleich ignoriert.

Betracht bleiben. Tatsächlich gilt das Gegenteil; denn 
die Produktivitätssteigerungen, die mit den neuen Tech­
nologien wie regelmäßig mit jedem technischen Fort­
schritt verbunden sind, lassen genügend Raum für 
Lohnsatzsteigerungen, der regelmäßig auch genützt 
wird. Diese Lohnsatzsteigerungen dürften genügen, die 
sinkende Pro-Kopf-Arbeitszeit, die ebenfalls regelmä­
ßig mit technischem Fortschritt und also auch mit den 
neuen Technologien verbunden ist, in ihrer Negativwir­
kung auf den Durchschnittslohn (l-z) mindestens zu neu­
tralisieren^. Wahrscheinlicher ist Überkompensation; 
denn seit langem schon gehen, wo technischer Fort­
schritt sich durchsetzt, Steigerungen des Durchschnitts­
lohns und Senkungen der Durchschnittsarbeitszeit 
Hand in Hand.

Unter diesen Umständen -  Steigerung des Durch­
schnittslohns als Resultante aus Steigerung des Durch­
schnittslohnsatzes und Senkung der Durchschnittsar­
beitszeit -  hängt die Entwicklung der Beitragseinnah­
men von der Entwicklung der Beschäftigtenzahl ab. 
Steigt diese oder bleibt sie unverändert, dann steigen 
die Einnahmen, weil die Lohnsumme (l-z-AN) steigt. 
Sinkt die Zahl der Beschäftigten, dann kommt es darauf 
an, ob die davon ausgehende Wirkung der Lohnsum­
mensenkung durch die von der Durchschnittslohnstei­
gerung ausgehende Wirkung der Lohnsummensteige­
rung mindestens neutralisiert wird oder nicht; nur im 
zweitgenannten Fall sinken die Beitragseinnahmen. 
Wie wahrscheinlich dieser Fall ist, steht dahin, weil es 
nicht nur keinen systematischen Zusammenhang zwi­
schen Lohnwirkungen und Beschäftigungswirkungen 
technischen Fortschritts und also auch der neuen Tech­
nologien gibt, sondern weil auch die Frage nicht geklärt 
ist, welche Beschäftigungswirkungen denn überhaupt 
von der Anwendung technischen Fortschritts, also auch 
von der Einführung und Ausbreitung der neuen Techno­
logien, letztlich ausgehen. In derTat wird seit mehr als 
150 Jahren darüber gestritten, ob technischer Fort­
schritt per saldo mehr Arbeitsplätze vernichtet als 
schafft, also mehr Arbeitskräfte auf Dauer freisetzt oder 
beschäftigt, oder ob umgekehrt die Neuschaffung von 
Arbeitsplätzen deren Vernichtung, also die Beschäfti­
gung von Arbeitskräften deren Freisetzung (über-)kom- 
pensiert®.

Die Frage, ob Freisetzung oder Kompensation das 
Schlußresultat ist, wird wohl hauptsächlich deswegen 
immer wieder neu gestellt, weil sich die Kompensations­
effekte sehr viel weniger präzise erfassen lassen als die

 ̂ Vorzügliche Wiedergabe und Würdigung der Debatte neuerdings 
durch H. H a g e m a n n :  Freisetzungs- und Kompensationsetfekte 
neuer Technologien. Zur Gefahr technologischer Arbeitslosigkeit; in: F. 
B u t t l e r ,  J. K ü h l ,  B. R a h m a n n  (Hrsg.): Staat und Beschäfti­
gung. Angebots- und Nachfragepolitik inTheorie und Praxis, BeitrAB 88, 
Nürnberg 1985,8.291-335.
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Freisetzungsetfekte, wie die folgenden Überlegungen 
zeigen.

Beschäftigungswirkungen
Der Einsatz der neuen Tecfinologien kann zur Freiset­

zung von Arbeitskräften führen

□  in dem Unternehmen, in dem diese Technologien 
alte Produktionsverfahren ersetzen. Wir sprechen von 
Prozeßinnovation. Maschinen übernehmen die Arbeit 
von Menschen (Beispiele: Bürokräfte, Technische 
Zeichner, Verkaufs- und Lagerpersonal im Handel),

□  in einem anderen Unternehmen der gleichen Bran­
che, das unter Wettbewerbsdruck gerät, weil seine Kon­
kurrenten infolge Prozeßinnovation kostengünstiger ar­
beiten und preisgünstiger anbieten (Beispiel: herkömm­
licher Einzelhandel im Verhältnis zu Supermärkten),

□  in einem anderen Unternehmen einer anderen Bran­
che, das unter Wettbewerbsdruck gerät, weil die Ver­
braucher statt seiner herkömmlichen Produkte lieber 
Neue-Technologie-Produkte (Produktinnovation) ande­
rer Anbieter kaufen (Beispiel: die Möbelwirtschaft im 
Verhältnis zur Phono- und Fotowirtschaft).

Der Einsatz der neuen Technologien kann zu kompen­
sierenden Einstellungen führen

□  in dem Unternehmen, das eine Prozeßinnovation 
vorgenommen hat. Es bietet nun preisgünstiger und/ 
oder qualitativ besser an und kann seinen Absatz aus­
weiten (Beispiel: Automobilindustrie),

□  in dem Unternehmen, das die Güter herstellt, mittels 
derer die Prozeßinnovation vollzogen wird, und dessen 
Absatz sich ausweitet (Beispiel: Computerherstellung),

□  in dem Unternehmen, das mit einem Neue-Technolo- 
gie-Konsumgut auf dem Markt Erfolg hat (Beispiel: 
Phono- und Fotowirtschaft),

□  in einem anderen Unternehmen einer anderen Bran­
che, dessen Absatz steigt, weil für seine Produkte mehr 
Kaufkraft zur Verfügung steht, die anderswo durch die 
Verbilligung infolge des Einsatzes der neuen Technolo­
gie frei geworden ist (Beispiel: Fremdenverkehrswirt­
schaft).

Das sind, typisierend, Wirkungen sozusagen „in der 
ersten Runde“ , sicherlich nicht alle, aber wohl die wich­
tigsten. Doch die Wirkungen gehen ja weiter.

Wirkungen der „Folgerunden“

Die freigesetzten Arbeitskräfte erhalten nun Sozial­
einkommen, die niedriger sind als ihre bisherigen Pro­
duktionseinkommen; das wird wahrscheinlich zu Nach­
frageeinschränkungen führen, möglicherweise an Stel­
len. die von den Einsatzbereichen der neuen Technolo­

gien weit entfernt sind. Dies mag neuerliche Freisetzun­
gen zur Folge haben mit neuerlichen Einkommenssen­
kungen, Nachfrageausfällen und Freisetzungen und so 
weiter.

Umgekehrt erhalten die neu eingestellten Arbeits­
kräfte höhere Einkommen als zuvor, was wahrschein­
lich, an welchen Stellen der Volkswirtschaft auch immer, 
zu Nachfragesteigerungen führen wird, die vielleicht 
neuerliche Einstellungen, Einkommenserhöhungen, 
Nachfragesteigerungen nach sich ziehen werden und 
so fort.

Und alle diese Veränderungen resultieren ja nur aus 
den Beschäftigungswirkungen der neuen Technologien. 
Für die uns letztlich interessierende Frage nach der Ge­
samtwirkung der neuen Technologien auf die Beitrags­
einnahmen der Sozialversicherungen aus Pflichtversi­
cherung von Arbeitnehmern kommt es ja außerdem auf 
die Lohnwirkungen der neuen Technologien an, die, wie 
zuvor gezeigt, negative Beschäftigungswirkungen neu­
tralisieren können -  aber nicht notwendig neutralisieren 
werden.

Alle diese Effekte laufen an vielen Stellen der Volks­
wirtschaft gleichzeitig ab. Sie verstärken oder schwä­
chen sich gegenseitig und sie laufen unterschiedlich 
lange. Vor allem aber vermischen sie sich mit den Effek­
ten anderer Einflußgrößen (z. B. Änderungen der Zins­
sätze, der Konsumentenpräferenz, der Zahlungsbilanz 
und vieler anderer mehr), so daß alsbald, spätestens im 
Bereich der indirekten Wirkungen, keine vernünftige Zu­
rechnung auf eine einzelne Einflußgröße wie die neuen 
Technologien mehr möglich ist.

Teilzeit- und geringfügige Beschäftigung

Das Problem kompliziert sich zusätzlich noch da­
durch, daß die neuen Technologien große Möglichkeiten 
eröffnen, Teilzeitarbeitsplätze einzurichten. Ohne auf 
die diversen Formen, in denen das geschehen kann, nä­
her einzugehen^, lassen sich grundsätzlich zwei Fälle 
unterscheiden, nämlich:

□  Teilzeitarbeitsplätze entstehen zusätzlich zu den vor­
handenen (Voll- und Teilzeit-)Arbeitsplätzen. Dann erhö­
hen sich die Zahl der Beschäftigten, damit die Lohn­
summe und damit die Beitragseinnahmen der Sozialver­
sicherungen.

C Teilzeitarbeitsplätze treten an die Stelle von Vollzeit­
arbeitsplätzen. Dann kann die Beschäftigtenzahl stei­
gen oder gleichbleiben, die Lohnsumme steigen oder 
gleichbleiben oder sinken; das gleiche gilt für die Bei­
tragseinnahmen.

'  Vgl. H. J. R ö s n e r :  Chancen und Risiken neuer Beschäfligungs- 
formen, In: Hellmut L a m s z u s ,  Horst S a n m a n n  (Hrsg.): Neue 
Technologien, Arbeitsmarkt und berufliche Qualifikation, a.a.O.
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Auch hier dürfen nicht nur die Wirkungen der „ersten 
Runde“ , sondern müssen auch die Wirkungen der „Fol­
gerunden“ erfaßt werden, wenn es um den letztendli­
chen Saldo aller Positiv- und Negativwirkungen der 
neuen Technologien auf Beschäftigungs- und Lohnent­
wicklung, also auf die Lohnsumme und damit auf die 
Beitragseinnahmen der Sozialversicherungen geht®.

Einen Sonderfall der Teilzeitbeschäftigung stellt die 
sogenannte geringfügige Beschäftigung dar. Geringfü­
gig ist eine Beschäftigung, bei der das daraus erzielte 
Einkommen eine bestimmte Grenze nicht überschreitet, 
jenseits derer die Versicherungspflicht überhaupt erst 
beginnt. Veränderungen in diesem Bereich gehen dann 
zu Lasten der Beitragseinnahmen, wenn zuvor versi­
cherungspflichtig Beschäftigte in geringfügige Beschäf­
tigungsverhältnisse überwechseln. Kommen die gering­
fügig Beschäftigten dagegen aus anderen Bereichen, 
z. B. aus der sogenannten „Stillen Reserve“ des Ar­
beitsmarktes, dann bleiben die Sozialversicherungs­
haushalte davon unberührt; wer keine Beiträge zahlt, er­
wirbt auch keine Ansprüche.

Wirkungen auf die Ausgaben

Und die Ausgabenseite der Sozialversicherungs­
haushalte? Hier sind die Dinge sehr viel leichter über­
schaubar.

Im Vordergrund steht natürlich die Arbeitslosenversi­
cherung; jede Freisetzung bislang versicherter Beschäf­
tigter erhöht die Zahl der Leistungsempfänger und da­
mit die Gesamtausgaben. Ein ähnlicher Effekt kann die 
Rentenversicherung treffen, nämlich wenn und soweit 
die Freisetzung nicht in die Arbeitslosigkeit, sondern in 
die Frühverrentung führt.

Bei der Kranken- und bei der Unfallversicherung ist es 
dagegen nicht die Zahl der Leistungsempfänger, die 
sich durch Einwirkung der neuen Technologien verän­
dert, sondern die durchschnittliche Leistungsausgabe, 
nämlich wenn und soweit unter den Gesundheitsgütern,

® Auf den ersten Blick scheint bei der Krankenversicherung zuneh­
mende Teilzeitarbeit in allen denkbaren Fällen immer nur eine negative 
Wirkung zu haben, weil stets für einen geringen Beitrag das gesamte 
Leistungspaket „eingekauft“ wird, da sich ja die Beiträge nach der -  bei 
Teilzeitarbeit vergleichsweise geringen -  Einkommenshöhe und die Lei­
stungen allein nach dem medizinisch angezeigten Bedarf richten. Be­
denkt man jedoch, daß weit mehr als 90% der Bevölkerung, sei es als 
beitragszahlendes Mitglied, sei es als beitragsfrei mitversicherter Fami­
lienangehöriger, sozial krankenversichert sind, dann schrumpfen die Di­
mensionen des Problems beträchtlich; denn die Wahrscheinlichkeit, daß 
der Teilzeitbeschäftigte vorher beitragsfrei mitversichert war, dürfte nicht 
gering sein. Dann aber stand ihm das Leistungspaket schon vorher zu, 
und die Krankenkasse hat nun von seiner Teilzeitbeschäftigung einen 
Nettovorteil in Höhe des jetzt zu zahlenden Beitrags.

® Vgl, J. B r e t s c h n e i d e r ,  J. H u s m a n n ,  F S c h n a b e l  
(Hrsg.); Handbuch einkommens-, Vermögens- und sozialpolitischer Da­
ten, Loseblattsammlung, Köln 1977 ff.. Tabelle A 53,
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die sie ja als Sachleistungen gewähren, Neue-Technolo- 
gie-Güter Vordringen (spektakuläres Beispiel; Compu­
ter-Tomographie).

Alle Sozialversicherungen erleben schließlich die 
neuen Technologien auch sozusagen im eigenen Haus, 
nämlich beim Einsatz in ihren eigenen Verwaltungen; in­
soweit ändern sich die Verwaltungsausgaben,

Strukturelle Arbeitslosigkeit

Das ziemlich unbefriedigende Ergebnis, daß die 
Haushalte der Sozialversicherungen unter dem Einfluß 
der neuen Technologien von einem Saldo mehrerer, 
zum Teil gegenläufiger Wirkungen abhängen, von de­
nen die wichtigste, die Beschäftigungswirkung, nicht 
einmal der Richtung nach verläßlich abschätzbar ist, 
mag hinreichend Grund dafür sein, gerade dieser Wir­
kung von einem anderen Ansatz her nachzuspüren.

Die Debatte um die Frage „Freisetzung oder Kompen­
sation“ hat u. a. ergeben, daß die Antwort wesentlich 
von der Länge des Zeitraums abhängt, der betrachtet 
wird. Im allgemeinen wird man nämlich davon ausgehen 
können, daß der Freisetzungseffekt weniger Zeit benö­
tigt als der Kompensationseffekt. Im Zweifel sollte daher 
der Betrachtungszeitraum eher länger bemessen wer­
den, was freilich die Erfassungsschwierigkeiten vergrö­
ßert. Wie dem auch sei; Auch bei genügend langem Be­
trachtungszeitraum bleiben schließlich jene IVIenschen 
als Arbeitslose zurück, denen die Anpassung an die 
durch die neuen Technologien veränderten Nachfrage­
strukturen auf dem Arbeitsmarkt nicht gelingt; wir spre­
chen dann von struktureller Arbeitslosigkeit.

Ist dann also strukturelle Arbeitslosigkeit der Preis, 
den die Gesellschaft für den Einsatz der neuen Techno­
logien zu entrichten hat? Nein und ja zugleich.

Nein sicherlich insoweit, wie die Arbeitslosen nicht 
durch die neuen Technologien arbeitslos geworden sind 
(Beispiel; Lehrer). Ja dagegen sicherlich insoweit, wie 
die Arbeitslosen durch die neuen Technologien ihren Ar­
beitsplatz verloren haben (Beispiel: technischer Zeich­
ner). Ja auch insoweit, wie es infolge des Einsatzes der 
neuen Technologien keine geeigneten Arbeitsplätze für 
beruflich nicht hinreichend Qualifizierte, insbesondere 
auch nicht hinreichend Qualifizierbare mehr gibt; seit 
Jahren schon hat rund die Hälfte aller Arbeitslosen 
keine abgeschlossene Berufsausbildung, und der Anteil 
dieser Personen unter den Langzeitarbeitslosen steigt®.

Schwierigkeiten bereitet freilich die Ermittlung der 
strukturellen Arbeitslosigkeit überhaupt, insbesondere 
ihre Unterscheidung von der konjunkturellen Arbeitslo­
sigkeit; beides geht ja fließend ineinander über'®.
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Doch brauchen wir diesem Problem nicht weiter nach­
zugehen; denn selbst wenn es gelänge, die strukturelle 
Arbeitslosigkeit und den Teil davon, der durch die neuen 
Technologien verursacht ist, einwandfrei zu bestimmen, 
so wäre doch damit für die Beantwortung unserer Frage 
nach den Wirkungen der neuen Technologien auf die So­
zialversicherungshaushalte nichts gewonnen. Es mag 
nämlich durchaus sein, ist aber aus der Arbeitslosensta­
tistik nicht erkennbar, daß trotz struktureller Arbeitslosig­
keit eine gelungene Kompensation der Freisetzungen 
durch Neueinstellungen vorliegt. Es sind ja oft nicht die­
selben Menschen, die freigesetzt und neu eingestellt 
werden; auf dem Arbeitsmarkt finden ja Selektionspro­
zesse statt. Und selbst dann, wenn das nicht der Fall ist, 
mag der Lohnsummeneffekt der Freisetzungen in die 
strukturelle Arbeitslosigkeit durch Erhöhung des Durch­
schnittslohns neutralisiert worden sein, wie gezeigt. 
Strukturelle Arbeitslosigkeit durch neue Technologien ist 
also per se kein ökonomisches Problem der Sozialversi­
cherungen. Dieser Analyseweg führt nicht zum Ziel.

Strategische Folgerungen

Vielleicht mit Ausnahme der Arbeitslosenversiche­
rung haben die neuen Technologien bislang zu keiner 
dramatischen Negativentwicklung der Sozialversiche­
rungshaushalte geführt. Das muß in Zukunft aber nicht 
so bleiben; die Einführung der neuen Technologien hat 
ja in vielen Bereichen gerade erst begonnen.

Käme es zu solchen Negativentwicklungen, dann 
müßte und könnte reagiert werden: Beitragssatzerhö­
hungen, Leistungskürzungen, Erhöhung des Staatszu­
schusses, möglicherweise Änderungen des Finanzie­
rungssystems (Verlagerung der Beitragspflicht vom Ar­
beitsverhältnis auf die Kapitalausstattung -  „Maschi­
nenbeitrag'') stünden als Maßnahmen zurVerfügung.

Vgl. H. M a n e v a l :  Probleme der Erfassung struktureller Arbeits­
losigkeit, in: B. K ü l p ,  H.-D. H a a s  (Hrsg.): Soziale Probleme der 
modernen Industriegesellschaft. Schriften des Vereins iür Socialpolitik. 
N.F. 92/1. Berlin 1977, S. 111 ff.

Weil aber Einführung und Ausbreitung der neuen 
Technologien ein ausgesprochen langfristiger, dazu alle 
Bereiche erfassender Prozeß ist, dürfte die Frage nach 
der generellen wirtschafts- und sozialpolitischen Strate­
gie gegenüber den neuen Technologien wichtiger sein 
als die bisher diskutierte Frage nach den Auswirkungen 
dieser Technologien auf einen begrenzten, wenngleich 
bedeutsamen Teilbereich. Daher einige abschließende 
Bemerkungen in diese Richtung.

Die Grundsatzfrage ist, ob man die Durchsetzung der 
neuen Technologien hemmen und verlangsamen oder 
unterstützen und forcieren sollte. Das erste hieße, die in­
ternationale Wettbewerbsposition des Landes zu ge­
fährden und auch sonst das Wirtschaftswachstum zu 
verringern, um die sozialen Probleme des technischen 
Wandels zu dämpfen. Aber wie viele Arbeitsplätze gin­
gen dann per saldo noch zusätzlich verloren? Das 
zweite würde bedeuten, die internationale Wettbe­
werbsposition zu stärken und das Wachstum anzure­
gen, dabei aber auch die sozialen Probleme des Wan­
dels zu verschärfen. Soziale „Abfederungen“ , vielleicht 
bessere als bisher, wären gewiß unumgänglich.

Für die zweitgenannte Strategie spricht, daß die 
neuen Technologien große Produktivitätssteigerungen 
erwarten lassen, also beträchtliche Möglichkeiten der 
Wohlstandssteigerung durch bessere Güterversorgung 
oder mehr Freizeit oder beides eröffnen. Entgegen dem 
Trend der Zeit sollte wohl der Akzent auf der Verbesse­
rung der Güterversorgung liegen; denn abgesehen da­
von, daß die Masseneinkommen in unserem Lande ge­
wiß noch weit vom Sättigungsniveau entfernt sind, las­
sen sich auch viele andere schwerwiegende Probleme 
im Wachstum leichter lösen, als da beispielsweise sind 
die Bewältigung der Strukturwandlungen in Produktion 
und Beschäftigung, die Steigerung des Durchschnittsal­
ters unserer Bevölkerung, die Hilfe für die Dritte Welt -  
und gewiß auch die Finanzierung unseres Systems der 
sozialen Sicherung.
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